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Partnerschaftsgesetz

Diskriminierung 
von Heterosexuellen
Das bestehende Ehegesetz diskrimi-

niert Schwule und Lesben!? Das 

neue Partnerschaftsgesetz bietet die 

Möglichkeit, rechtliche Angelegen-

heiten ausserehelich zu regeln, aber 

nur Homosexuellen. Heterosexuel-

len bleibt diese Möglichkeit ver-

wehrt. Sie sind gezwungen zu heira-

ten, um ihre Angelegenheiten (Spi-

talbesuche, Pensionskasse usw.) 

rechtlich abzusichern. Das neue 

Partnerschaftsgesetz schafft da-

durch eine Diskriminierung von He-

terosexuellen. Die bestehende Dis-

kriminierung einer Gruppe, durch 

die Diskriminierung einer anderen 

Gruppe zu ersetzen, ist nicht der 

richtige Weg – deshalb: Nein zum 

Partnerschaftsgesetz.

Gerhard Matt, Mauren

Zum Fernsehduell 
am 10. Juni
In letzter Zeit konnte man aus der 

Presse «Wir sagen ja zum Partner-

schaftsgesetz» entnehmen. Für die 

Politiker (Regierungschef, Landtags-

abgeordnete und Gemeinderäte), 

die sich öffentlich zu diesem Gesetz 

bekennen, ist das politischer Selbst-

mord. Auch wenn jemand ein Ge-

schäft betreibt und wie die Politiker 

denkt und handelt, ist das für ein 

Geschäft nicht förderlich. Wenn 

Verwaltungsräte in Industrie,  Ban-

ken, Treuhandunternehmen usw. 

vor Homosexualität nicht zurück-

schrecken, wird das Land fallen. 

Die vorherige Regierung hat den 

Puls des Volkes ebenfalls nicht ge-

spürt. In nächster Zukunft müssen 

wir uns auch mit der Fristenlösung 

befassen. Die Unterschriften für die 

Initiative sind bereits am 3. Juni 

2011 der Regierung überreicht wor-

den. In einem katholischen Land 

hat die Fristenlösung keinen Platz, 

ob zwölf oder zwanzig Wochen. Wir 

wissen alle, dass in den Geboten 

steht: «Du sollst nicht töten.» Und 

in welchem Gebot das steht, wissen 

wir ebenfalls.

Eine Frage an die fünf Frauen, die 

die Unterschriften der Regierung 

überreicht haben. Ist auch eine 

Mutter unter diesen Frauen? Falls 

ja: Möchte diese Mutter ein Kind 

missen? Diese Initiative hat eine Ge-

setzesänderung zum Ziel, die den 

Schwangerschaftsabbruch  zwar 

weiterhin unter Strafe stellt, aber – 

jetzt kommt eben das aber – mit ei-

ner gesetzlichen verankerten Fris-

tenregelung von zwölf Wochen mit 

Beratungspflicht. Ausnahmen er-

möglicht. Was ist eine Ausnahme? 

Hier steckt eben der Teufel im De-

tail.

Im «Liechtensteiner Volksblatt» 

vom 8. Juni 2011 stand: «Geburten 

auf dem Tiefstand», pro 1000 Ein-

wohner nur 9,1 Geburten. Das sind 

alarmierende Zahlen. Wie das Amt 

für Statistik meldet, zeigt der Lang-

zeittrend bei den Geburten der in 

Liechtenstein lebenden Frauen 

trotz einzelner Ausschläge auf bei-

den Seiten zweifellos nach unten. 

Wir müssen den schwangeren Frau-

en helfen und somit die Familie för-

dern, aber auf keinen Fall die Fami-

lie schwächen. Der Arbeitsgruppe 

Schwangerschaftskonflikte teilen 

wir mit, dass die Verfassung das 

Recht auf Leben vorsieht und somit 

das Leben schützt. Wir raten diesen 

Frauen, die Verfassung des Fürsten-

tums Liechtenstein vom 5. Oktober 

1921, Art.1 ff. durchzulesen. 

Auch die Trennung von Kirche und 

Staat ist wieder in aller Munde.  Das 

Fernsehduell pro und kontra Part-

nerschaftsgesetz am Freitag, den 10. 

Juni, um 18 Uhr war für die Abstim-

mung am 17. u.19. Juni sehr hilf-

reich. Ganz klar vier zu null für die 

Gegner. Die Gegner haben mit kla-

ren  Argumenten überzeugt.

Dem Landtagsabgeordneten H. Qua-

derer  teilen wir mit, dass eine 

gleichgeschlechtliche Partnerschaft 

(Homo-Ehe) kein Menschenrecht ist. 

Herr Quaderer, lesen sie doch die 

Art.8, 12, u. 14 vom Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte in 

Strassburg und Sie werden eines 

Besseren belehrt. Die Homosexuali-

tät ist kein Menschenrecht, ob Sie 

es glauben oder nicht. Mit diesem 

Gerichtsentscheid wird bestätigt, 

dass eine Ehe- und ein Familienbild 

nicht nur im Einklang mit dem 

Grundgesetz, sondern auch im Ein-

klang mit den Menschenrechten 

steht. Sagen wir Nein  zum Partner-

schaftsgesetz, und somit ist auch 

der erste Schritt für die  Fristenlö-

sung und die Trennung von Kirche 

und Staat getan. 

Credo Vereinigung

Abstimmungs-
resultat im Landtag
Bei aller «Liebe» wage ich zu be-

haupten, dass der Landtag das Part-

nerschaftsgesetz nicht einstimmig 

verabschiedet hat. Das Resultat war 

21:0! Unser Landtag zählt 25 Mitglie-

der, wovon also vier der Abstim-

mung – aus welchen Gründen auch 

immer – ferngeblieben sind.  Es er-

staunt mich, dass unsere intellektu-

elle Elite bis anhin nicht darauf hin-

gewiesen hat.

Hanni Hoop, Eschen

Mentalität
unserer verbohrten 
Gesellschaft
Dieses Pamphlet, das am Pfingst-

sonntag in den Briefkästen lag, 

zeigt die Mentalität unserer ver-

bohrten Gesellschaft. Herr Johan-

nes Schraner schickt einen Einzah-

lungsschein in die Haushaltungen, 

um seine abstrusen Ideen zu finan-

zieren. Unsere katholische Kirche 

unterstützt ihn bei seinem Vorha-

ben ideologisch, wie die Fernseh-

sendung auf FL1TV zeigte. Soll sie 

es doch auch finanziell machen, 

aber ohne die Kirchensteuergelder 

der Liechtensteiner Christen!

Der katholische Glaube hat sich 

meiner Meinung nach vom christli-

chen Glauben total verabschiedet!

Alexander Sele, Triesenberg

Leserbrief 
an Isabelle Sele
In meinem Leserbrief vom 11. Mai 

habe ich sie nach den Zitat «teils 

verlogenen Leserbriefen» im Zu-

sammenhang mit dem Partner-

schaftsgesetz gefragt. Bis heute ha-

be ich weder persönlich, noch über 

die Zeitung eine Antwort erhalten. 

Ich bitte Sie, dies vor dem Abstim-

mungsende nachzuholen, ansons-

ten stehen Sie, nicht nur in meinen 

Augen, als «Lügnerin» da und ha-

ben ausser hohle Worte und Beleidi-

gungen nichts zur Meinungsbildung 

beigetragen.

Heinrich Senti, Mauren

Mieteinnahmen
Ungerechtfertigte
Steuergeschenke
Weckruf an Steuerzahler, Regie-

rung, Landtag, Immobilienspeku-

lanten, Makler, Mieter etc.: Im 

«Liechtensteiner Vaterland» (Immo-

bilien-Spezial vom 11. Juni), gibt es 

unter anderem folgende Weisheiten, 

Wahrheiten oder Sprüche von Im-

mobilienmaklern zu lesen (Zitat): 

«Ohne Zuwanderung droht Leere, 

Wohnungen auf Vorrat gebaut, Bau-

boom trotz stagnierender Nachfrage 

ungebrochen, Leerstand von Woh-

nungen droht, Wohnungen ohne 

Mieter, wenn keine neuen Nieder-

lassungsbewilligungen, die einzige 

Möglichkeit, die Gebäude zukünftig 

vor dem Leerbestand zu bewahren, 

ist: die Grenzen zu öffnen, Bau-

boom trotz aller Unkenrufe, ein 

Top-Manager (mein Zitat: könnte 

ein Bankmanager sein) findet in 

Liechtenstein selten ein passendes 

Objekt, Liechtensteiner kaufen ver-

mehrt Immobilien in Deutschland 

(gerade dort?), etc.»

Meine Meinung dazu in Kürze: 

Wenn es zu einer Immobilienkrise 

kommen sollte, war diese seit Be-

ginn der weltweiten Finanzkrise 

und der Finanzplatzkrise, also seit 

Anfang 2008, zu befürchten. Der 

hemmungslose Bauboom war je-

doch nicht zu stoppen. Verantwort-

lich dafür wären: die gierigen Im-

mobilienspekulanten, die ebenso 

gierigen Immobilienmakler, die Bau-

branche, etc. Hauptverantwortlich 

wären jedoch die VU/FBP-Regierun-

gen der letzten 20 Jahre, welche 

durch ungerechtfertigte Steuerge-

schenke, das heisst steuerfreie Miet-

erträge, niedrige Steuerbewertung 

von Mietliegenschaften etc. den 

Bauboom mit Steuergeldern (Steuer-

geschenke sind verlorene Steuergel-

der) gefördert haben. Weitsichtige 

Politik. Ich verweise auf meine 

Weckrufe zum neuen Steuergesetz. 

Vielleicht arbeiten die Politiker be-

reits an einem Rettungsschirm für 

die Immobilienspekulanten? Es wür-

de mich nicht überraschen.

Der Immobilienlobby wird es wohl 

auch noch gelingen, die Politiker 

für die totale Öffnung der Grenzen 

zu erpressen. Meine Meinung: Ein 

Drittel Ausländeranteil an der 

Wohnbevölkerung und ein Grenz-

gängeranteil von  50 Prozent an der 

arbeitenden Bevölkerung sind sogar 

für mich als Ausländerfreund ge-

nug. Wer will mehr?

DBA (Doppelbesteuerungsabkom-

men): Mit vielen Ländern hat Liech-

tenstein bereits Steuerabkommen 

abgeschlossen. Nur von den Doppel-

besteuerungsabkommen mit unse-

ren Nachbarn Schweiz (Grenzgän-

gerbesteuerung) und Österreich 

(Quellensteuer für Grenzgänger 

wird dort laut Presseberichten be-

reits infrage gestellt) ist nichts zu 

hören. Diese wären jedoch wichti-

ger als alle anderen. Wie ist der Ver-

handlungsstand? Wer führt die Ver-

handlungen? Sind eventuell auch 

Liechtensteiner daran beteiligt?

Eine spannende Zukunft erwartet 

uns alle.

Pepi Schädler, Triesenberg

Frauen-Aktionstag
Mehr Lohn
dank Schnauz?
Forumsbeitrag zum nationalen 

Frauen-Aktionstag zahlreicher 

Schweizer Organisationen und Ge-

werkschaften am 14. Juni 2011:

Vor 20 Jahren fand der erste landes-

weite Frauenstreiktag in der 

Schweiz statt. Ich erinnere mich 

gern an diesen Tag zurück, der 14. 

Juni 1991, denn genau an diesem be-

sonderen Tag wurde meine Tochter 

Alina geboren. Mit viel Engagement 

und Herzblut wurde der damalige 

Streiktag organisiert und führte da-

zu, dass der Gleichstellungsartikel 

in der Schweizer Verfassung einge-

setzt wurde. 1995 wurde das Gleich-

stellungsgesetz in der Schweiz ein-

geführt, in Liechtenstein fand der 

Gesetzesartikel 1999 Einzug in die 

Gesetzgebung.

Heute feiert meine Tochter ihren 

20.  Geburtstag. Was hat sich getan 

in diesen 20 Jahren? Wie steht es 

um die Gleichstellung? Verdienen 

wir gleich viel für gleiche Arbeit? 

Wer putzt und wäscht? Wer sorgt 

für Kinder und Pflegebedürftige? 

Wer kommt beruflich voran? Eini-

ges hat sich verbessert, trotzdem 

besteht noch viel Handlungsbedarf. 

Frauen verdienen im Durchschnitt 

20 Prozent weniger als Männer, ob-

wohl das Gesetz dies verbietet! 

Frauen leisten zweimal mehr unbe-

zahlte Arbeit (Familie, Haushalt 

und Pflege) als Männer, Frauen ar-

beiten viermal öfter nur Teilzeit 

und in unsicheren Arbeitsverhält-

nissen. Frauen sind öfter in soge-

nannten Niedriglohnbranchen (Rei-

nigung, Gastgewerbe und Detail-

handel) beschäftigt, in denen die 

Löhne allgemein tiefer sind. Bran-

chen, in denen mehrheitlich Frauen 

arbeiten, haben tiefere Löhne, weil 

«typische Frauenarbeit» generell 

weniger hoch geschätzt und 

schlechter bezahlt wird.

Der Liechtensteinische Arbeitneh-

merInnenverband LANV setzt sich 

ein für die Verbesserung der Le-

bens- und Arbeitssituation für Frau-

en. Wir setzen uns ein für höhere 

Mindestlöhne und Lohngleichheit, 

für eine bessere Verteilung der be-

zahlten und unbezahlten Arbeit 

zwischen Männern und Frauen. Wir 

unterstützen engagierte Väter und 

fordern einen bezahlten Elternur-

laub. Für meine Tochter Alina wün-

sche ich mir, dass sie sich neuen 

Themen widmen kann, Themen, die 

sie beruflich und persönlich weiter-

bringen. Ich wünsche mir, dass sie 

ihre Fähigkeiten und ihre Interes-

sen dort einbringen kann, wo sie 

am glücklichsten wird. Fragen zu 

Lohnungleichheit, Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, Elternur-

laub etc. müssen endlich der Ver-

gangenheit angehören! 

Petra Brunhart, Gewerkschafts-
sekretärin, Liechtensteinischer
ArbeitnehmerInnenverband (LANV)

Bildungspolitik
Schul- und Standort-
entwicklung?
Mit der neuen Bildungsvorlage soll-

ten sich  möglichst viele Bewohner 

unseres Landes befassen. Entwick-

lungen im Bildungswesen sind für 

die Zukunft enorm wichtig. Ich wer-

de das mit zwei Leserbriefen tun 

und hoffe, dass viele Meinungen fol-

gen werden, denn hier geht es um 

eine möglichst optimale Bildung für 

unsere Jugendlichen. Viele Erklä-

rungen zum Gesetzesvorschlag und 

auch die Ausführungen zur Volks-

befragung (Beilage 1) sind im Be-

richt und Antrag an den Landtag 

sehr fundiert und interessant dar-

gestellt. Hingegen sind die vorge-

schlagenen Gesetzesänderungen 

mehr als enttäuschend. 

Vor Jahren hat man beschlossen, 

für die Sekundarstufe I möglichst 

kleine Schulzentren zu schaffen. 

Das ist aus pädagogischer Sicht si-

cher richtig. Heute haben wir nur 

noch in Eschen ein grösseres und 

beim Gymnasium für unsere Ver-

hältnisse ein sehr grosses Zentrum. 

Für das SZU II in Ruggell gibt es  

schon längst einen Landtagsbe-

schluss, aber keine konkreten 

Schritte. Mit einer offeneren und 

zukunftsgerichteten Bildungsvorla-

ge könnte man die Situation für die  

kleinen Zentren in Vaduz und Bal-

zers deutlich verbessern und für 

Ruggell optimale Voraussetzungen 

schaffen. Eine zu kleine Schülerzahl 

an völlig getrennten Schultypen 

verhindert nämlich  die optimale 

individuelle Förderung und vor al-

lem ein breiteres Bildungsangebot. 

Wer A sagt zu kleineren Schulzen-

tren, muss auch B sagen zu Koope-

rationen in den Leistungsfächern, 

damit auch in den  kleinen Schulen  

qualitativ gute Arbeit geleistet wer-

den kann. In der neuen Vorlage 

wird zwar von mehr Autonomie an 

den Standorten gesprochen, aber es 

wird den dezentralen Schulen nicht 

einmal die Möglichkeit gegeben, ei-

ne moderne, innovative und koope-

rative Schule mit breiterem Bil-

dungsangebot  zu entwickeln.  Was 

soll das?  Moderne Schulentwick-

lung sieht auf jeden Fall anders aus. 

Ist das Vorliegende wirklich der 

grösstmögliche  Konsens unserer 

Koalitionspartner? Die Leidtragen-

den sind wieder unsere Jugendli-

chen, vor allem die zweite Hälfte 

der Schülerschaft.  Nach der negati-

ven Abstimmung über SPES wurde 

in einer Umfrage grossmehrheitlich 

eine spätere Selektion und eine 

Vielfalt von Schulangeboten gefor-

dert. Nur kleinste Aenderungen da-

von sind jetzt in der Gesetzesvorla-

ge zu finden. Nach dem Desaster –

die hauptverantwortlichen Gruppie-

rungen dafür sind landesweit be-

kannt – ist es verständlich, dass in 

den Schulhäusern nicht mehr viel 

Motivation für Reformen zu finden 

ist. Die Stellungnahmen der Schu-

len bei der neuen Vernehmlassung 

strotzen daher nicht gerade von Be-

geisterung.  Das heisst aber nicht, 

dass die Politik nicht wenigstens die 

Voraussetzungen für  Schulentwick-

lung zu schaffen hat.  Fortsetzung 

folgt morgen!

Gerner William, Eschen

Landesspital
Nur Kooperation
hat Zukunft
Der am Samstag veröffentlichte Le-

serbrief der 3 Fraktionsprecher  im 

Sankt Galler Kantonsrat lässt auf-

horchen. Die Volksvertreter über 

dem Rhein wollen und werden  

Liechtenstein im Spitalsektor eine 

partnerschaftliche Zusammenarbeit 

auf Augenhöhe anbieten und aktiv 

fördern, wenn Liechtenstein von 

politischer Seite ein positives Zei-

chen nach Sankt Gallen gibt. 

Wir 5 Landtagsabgeordneten setzen 

uns  ohne Wenn und Aber  für 

„üsers“ Landesspital ein, welches 

sich mit der definierten Spitalregi-

on  Rheintal/ Werdenberg/ Sargan-

serland ergänzt und optimiert. 

Nur Kooperation und Zusammenar-

beit im Spitalbereich, nicht Konkur-

renz kann unser Anliegen und ge-

meinsames Ziel sein!  Dafür lohnt es 

sich, partei- und grenzüberschrei-

tend zu denken und auch zu han-

deln.

«För üsers Spitol im Land»

Diana Hilti (VU), Wendelin Lampert 
(FBP), Pepo Frick (FL),  Harry Quade-
rer (PU), Rainer Gopp (FBP)

Grabschändung
Silberdraht-Herz 
an Wand verbogen
Vor gut zehn Tagen wurden von un-

serem Familiengrab zwei an der 

Friedhofsmauer hinterlegte Kerzen 

gestohlen. Darüber kann ich noch 

einigermassen hinwegsehen. Was 

sich daraufhin am Pfingstwochen-

ende ereignete, ist an Bösartigkeit 

kaum zu überbieten. Das Folgende 

kann, nach Rücksprache mit dem 

Gemeindeverantwortlichen, kaum 

von einem Tier angerichtet worden 

sein. Am Freitagnachmittag vor 

Pfingsten legte ich ein aus Silber-

draht eng geflochtenes Herz, in 

dem zwei langstielige rote Rosen 

steckten, auf das Grab. Das hat of-

fenbar jemanden dazu animiert, das 

Herz samt Rosen gegen die Mauer 

an der Rückseite des Grabes zu 

schleudern, denn am Samstagnach-

mittag lag es verbogen an der Grab-

steinmauer und ein Rose war abge-

brochen. Daraufhin haben wir die 

zweite Rose gekürzt, beide wieder 

in das zurechtgebogene Herz ge-

steckt und den Grabschmuck wie-

der auf das Grab gelegt. Nicht genug 

mit dem o.g. Ereignis, folgte am Tag 

darauf das Nächste. Das Herz lag 

wieder an einer anderen Stelle und 

von den Rosen blieben nur einzelne 

Blütenblätter auf den Pflasterstei-

nen vor dem Grab übrig. An die Tä-

terschaft: Was auch immer Sie ge-

trieben hat lässt den Schluss zu, 

dass Ihnen jeglicher Respekt vor 

den Verstorbenen abhandengekom-

men ist. Falls Sie noch einen Fun-

ken Anstand besitzen, ist mein Ap-

pell an Sie: Lassen Sie die Verstor-

benen ruhen und verschonen Sie 

Hinterbliebene vor Ihrer Boshaftig-

keit.

Ruth Ospelt, Vaduz

LESERMEINUNGEN / FORUMSBEITRÄGE

Das Partnerschaftsgesetz erhitzt wei-
terhin die Gemüter. (Foto: VB)


